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über die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes 
an die Länder nach Artikel 104 b des Grundgesetzes 

zur Förderung städtebaulicher Maßnahmen 
(VV Städtebauförderung 2021) 
vom 18.12.2020 / 29.03.2021 

 



 

 

Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium des Innern, für Bau und 
Heimat, 

- nachstehend „Bund“ genannt - 
und 

die Bundesländer der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die für die Städtebauförderung 
zuständigen Minister/Ministerinnen und Senatoren/Senatorinnen, 

- nachstehend „Länder“/„Land“ genannt - 
schließen folgende Vereinbarung: 

Präambel 

Bund und Länder messen der Städtebauförderung als Leitprogramm für eine zukunftsfähige, 
nachhaltige, resiliente und moderne Entwicklung der Städte und Gemeinden in Deutschland große 
Bedeutung bei. Die Kommunen stehen aufgrund des demografischen Wandels und veränderter 
Nutzungsbedingungen und -interessen vor großen Anpassungsbedarfen und städtebaulichen 
Transformationsprozessen. Dies gilt insbesondere für den Erhalt von lebendigen und 
identitätsstiftenden Stadt- und Ortskernen, Maßnahmen für den Klimaschutz oder zur Anpassung an 
den Klimawandel sowie das Schaffen von Wohnraum sowie bedarfsgerechten und 
zukunftsorientieren Infrastrukturen. Zugleich sind auch langfristig belastbare Strategien erforderlich, 
um negative Auswirkungen von besonderen Ereignissen (wie Pandemien, Hitzeperioden oder auch 
Naturkatastrophen) durch bauliche, soziale und ökonomische Strukturen zu begrenzen. 
Übergeordnetes Ziel der Städtebauförderung ist, Teilhabe und Austausch am gesellschaftlichen 
Leben für alle zu ermöglichen, und damit den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken. 
Bund und Länder sehen daher in der Städtebauförderung eine wichtige sozial-, struktur-, innen-, 
umwelt- und kommunalpolitische Aufgabe. Bund und Länder stimmen zudem darin überein, dass die 
Städtebauförderung einen wesentlichen Beitrag zur Umsetzung der Leipzig Charta, der Ziele der 
Nationalen Stadtentwicklungspolitik und der Davos-Deklaration leistet und damit zur nachhaltigen 
Innenentwicklung und Reduzierung des Flächenverbrauchs beiträgt. Sie sehen die Notwendigkeit 
einer bestandsorientierten und baukulturell anspruchsvollen Städtebauförderung, deren Umsetzung 
durch die Beteiligung aller Bürgerinnen und Bürgern, auch von Kindern und Jugendlichen und 
schwer erreichbaren Bevölkerungsgruppen, erfolgen soll. 
Bund und Länder anerkennen das Subsidiaritätsprinzip der Städtebauförderung. Danach sind sie 
verpflichtet, Finanzierungsmittel für Aufgaben, deren Ursachen nicht aus unmittelbarem Bezug zu 
städtebaulichen Missständen herrühren, zuerst auch in anderen Programmen mit Investitionshilfen zu 
suchen und durch die Koordinierung und Bündelung aller für die Entwicklung der Städte und 
Gemeinden notwendigen Finanzierungsmittel größtmögliche Synergien zu erreichen. Darüber hinaus 
bewerten Bund und Länder das Subsidiaritätsprinzip der Städtebauförderung dahingehend, dass es 
einen möglichst effizienten und sparsamen Mitteleinsatz gewährleistet. 
Bund und Länder stimmen darin überein, dass bei der Förderung stadtentwicklungs- und 
raumordnungspolitische Zielsetzungen für städtische und ländliche Räume zu berücksichtigen sind. 
In diesem Sinne wird eine enge Verknüpfung von Städtebau- und Wohnraumförderung nach den 
jeweiligen Gegebenheiten vor Ort sowie eine Abstimmung zur verbesserten Einbindung des 
Öffentlichen Personennahverkehrs als sinnvoll erachtet. 

Bund und Länder anerkennen die Notwendigkeit, staatlich geförderte stadtentwicklungspolitische 
Maßnahmen auf ihre nachhaltige Wirksamkeit hin von Beginn an kontinuierlich in vergleichbarer 



 

 

Weise zu begleiten und auszuwerten. Die Förderung des Bundes durch Finanzhilfen wird während 
des Baus und nach Fertigstellung öffentlich dokumentiert. 

Bund und Länder vereinbaren daher auf Grundlage von § 164 b BauGB: 

Teil 1: Allgemeine Vereinbarungen 

Artikel 1 
Städtebauförderungsmittel des Bundes 

(1) Auf der Grundlage von Artikel 104 b Grundgesetz stellt der Bund den Ländern nach Maßgabe 
des Bundeshaushalts 2021 Bundesmittel zur Förderung städtebaulicher Gesamtmaßnahmen zur 
Verfügung. Die Bundesmittel sind für Fördergebiete bestimmt, die durch Beschluss der 
Gemeinde räumlich abzugrenzen sind. 

(2) Der Bund stellt den Ländern im Jahr 2021 Finanzhilfen von 790 Mio. Euro 
(Verpflichtungsrahmen) für folgende Programme bereit: 

1. Lebendige Zentren: 300,000 Mio. Euro 
2. Sozialer Zusammenhalt: 200,000 Mio. Euro 
3. Wachstum und nachhaltige Erneuerung: 290,000 Mio. Euro 
______________________________________________________________________________________________ 

gesamt: 790,000 Mio. Euro 
Entsprechend dem Haushaltsvermerk Nr. 2 zu Kap. 0604, Tit. 882 11 zum Bundeshaushalt 
2021 sind innerhalb der Programme diese Mittel auch zur Revitalisierung von Brachflächen 
einzusetzen. 

(3) Bund und Länder haben sich auf einen neuen, gesamtdeutschen Verteilerschlüssel geeinigt. Mit 
dem Ziel, die Verteilung der Bundesmittel stärker an den Problemlagen zu orientieren, werden 
für die Programme folgende Schlüssel zugrunde gelegt, wobei die Angaben jeweils bezogen auf 
die Summe der Länder und die daraus resultierende Verteilung dauerhaft gelten, sofern sich 
keine gravierenden strukturellen Veränderungen ergeben: 
- Programm Lebendige Zentren: Bevölkerung (40,00 %), Bevölkerung 67 Jahre und älter 

(4,00 %), ausländische Bevölkerung (6,50 %), bewohnte Wohnungen bis Baujahr 1918 
(18,00 %), Bevölkerungsverluste > 3 % (2011-2018) (5,00 %), Bevölkerungsgewinne > 3 % 
(2011-2018) (2,00 %), hohe Einwohnerdichte (6,00 %), niedrige Einwohnerdichte (Raster) 
(13,50 %), öffentliche Bauinvestitionen (5,00 %); 

- Programm Sozialer Zusammenhalt: Bevölkerung (40,00 %), Bevölkerung 67 Jahre und älter 
(5,00 %), ausländische Bevölkerung (5,00 %), Mindestsicherungsleistungen (6,00 %), 
bewohnte Wohnungen bis Baujahr 1918 (8,00 %), Bevölkerungsverluste > 3 % (2011-2018) 
(20,00 %), Bevölkerungsgewinne > 3 % (2011-2018) (4,00 %), niedrige Einwohnerdichte 
(Raster) (3,50 %), öffentliche Bauinvestitionen (8,50 %); 

- Programm Wachstum und nachhaltige Erneuerung: Bevölkerung (40,00 %), Bevölkerung 
67 Jahre und älter (4,50 %), Mindestsicherungsleistungen (4,00 %), bewohnte Wohnungen 
bis Baujahr 1918 (3,00 %), unbewohnte Wohnungen (9,75 %), Bevölkerungsverluste > 3 % 
(2011-2018) (16,75 %), Bevölkerungsgewinne > 3 % (2011-2018) (2,50 %), hohe 
Einwohnerdichte (6,25 %), gemeindliche Steuerkraft (1,75 %), öffentliche Bauinvestitionen 
(11,50 %). 



 

 

Es gilt bis einschließlich 2024 ein Übergangszeitraum, um die mit dem neuen Schlüssel 
verbundenen Verluste für die neuen Länder abzufedern. Gegenüber der Verteilung aus 2019 
erfolgt für die neuen Länder eine maximale Minderung von 10 Prozent in jährlichen Schritten 
von 2 Prozent. Eine erste Minderung in Höhe von 2 Prozent ist bereits in 2020 erfolgt. Dieser 
Übergangszeitraum wird durch Umschichtungen zwischen den alten und neuen Ländern 
umgesetzt. Berlin partizipiert von dieser Regelung unter Berücksichtigung der ehemaligen 
Gebiete Ost und West. 
Der Bund nimmt bis zu 0,5 v. H. seiner Finanzhilfen für Forschung, Evaluierung und 
Programmbegleitung in Anspruch, mit dem Ziel, die Effizienz der Programme zu bewerten 
sowie Erkenntnisse aus geförderten Maßnahmen für andere Fördergebiete nutzbar zu machen.  
Für das Jahr 2021 verteilen sich die Finanzhilfen des Bundes auf die Länder demnach wie folgt 
(Aufteilung der Bundesfinanzhilfen gemäß Absatz 2 abzüglich o. g. Forschungsmittel, auf volle 
T € gerundet): 
  

Lebendige Zentren Sozialer 
Zusammenhalt 

Wachstum und 
nachhaltige 
Erneuerung 

Gesamt 

 
i.v.H. T € i.v.H. T € i.v.H. T € T € 

Baden-
Württemberg 

9,991 29.823 9,696 19.295 9,613 27.738 76.856 

Bayern 12,004 35.832 11,624 23.132 11,446 33.027 91.991 

Berlin 5,381 16.062 5,141 10.231 5,315 15.336 41.629 

Brandenburg 5,739 17.131 5,573 11.090 5,742 16.569 44.790 

Bremen 0,719 2.146 0,715 1.423 0,716 2.066 5.635 

Hamburg 1,821 5.436 1,738 3.459 1,732 4.998 13.893 

Hessen 6,271 18.719 6,275 12.487 6,043 17.437 48.643 

Mecklenburg-
Vorpommern 

4,024 12.012 3,714 7.390 3,587 10.351 29.753 

Niedersachsen 8,223 24.546 8,150 16.219 7,722 22.282 63.047 

Nordrhein-
Westfalen 

18,370 54.834 18,423 36.662 18,721 54.019 145.515 

Rheinland-
Pfalz 

4,085 12.194 4,100 8.159 4,041 11.660 32.013 

Saarland 1,126 3.360 1,187 2.362 1,189 3.431 9.153 

Sachsen 9,054 27.026 9,752 19.406 10,224 29.501 75.933 



 

 

Sachsen-
Anhalt 

5,545 16.552 6,030 11.999 5,902 17.031 45.582 

Schleswig-
Holstein 

2,816 8.406 2,732 5.437 2,612 7.537 21.380 

Thüringen 4,831 14.421 5,150 10.249 5,395 15.567 40.237 

Insgesamt 100 298.500 100 199.000 100 288.550 786.050 

 
(4) Die Länder können in Ausnahmefällen mit Einwilligung des Bundesministeriums des Innern, 

für Bau und Heimat bis Ende 2021 entscheiden, dass sie einen Teil der für ein bestimmtes 
Programm vorgesehenen Finanzhilfen für ein anderes Programm einsetzen. Dabei sind die 
Regelungen für das andere Programm zu beachten. Für 30 v. H. der Finanzhilfen des 
abgebenden Programms wird die Einwilligung hiermit erteilt, für einen Einsatz im Programm 
Wachstum und nachhaltige Erneuerung in den neuen Ländern jedoch nur zur Verwendung im 
Aufwertungsteil. 
Die Fälligkeiten des auf das Land entfallenden Verpflichtungsrahmens legt der Bund in einem 
gesonderten Verteilungsschreiben fest. 

Artikel 2 
Einsatz der Städtebauförderungsmittel des Bundes 

Bund und Länder stimmen darin überein, mit den Mitteln der Städtebauförderung die Erreichung 
bzw. die Sicherung gleichwertiger Lebensverhältnisse zu unterstützen. Die Länder unterstützen 
insbesondere städtische und ländliche Räume mit erhöhten strukturellen Schwierigkeiten, um die 
Attraktivität der Städte und Gemeinden als Wohn- und Wirtschaftsstandort zu stärken. Sie ergänzen 
damit die Gemeinschaftsaufgaben nach Artikel 91 a GG im neuen gesamtdeutschen Fördersystem. 

Artikel 3 
Fördervoraussetzungen 

(1) Die Förderung städtebaulicher Investitionen einschließlich investitionsvorbereitender und -
begleitender Maßnahmen im Rahmen städtebaulicher Gesamtmaßnahmen erfolgt unter 
folgenden Voraussetzungen: 
- Es ist ein Fördergebiet räumlich abzugrenzen. Abhängig von den jeweiligen Programmen 

gelten dafür die Regelungen der Absätze 2 in den Artikeln 6, 7 und 8. Sollten im 
begründeten Einzelfall bei kleineren Städten und Gemeinden die Voraussetzungen für eine 
förmliche Festlegung nach dem BauGB fehlen, kann die Gebietsfestlegung durch Beschluss 
der Gemeinde erfolgen. Bei einer erstmalig in ein Programm der Städtebauförderung 
aufgenommenen Gesamtmaßnahme ist übergangsweise (max. drei Jahre) die Festlegung als 
Untersuchungsgebiet nach § 141 BauGB ausreichend. 

- Es ist ein unter Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger integriertes städtebauliches 
Entwicklungskonzept zu erstellen, in dem Ziele und Maßnahmen im Fördergebiet dargestellt 
sind. Das Entwicklungskonzept ist in ein gegebenenfalls bereits vorhandenes 
gesamtstädtisches Konzept einzubetten bzw. davon abzuleiten, die Aktualität des 
Entwicklungskonzepts ist sicherzustellen, zudem sind darin Aussagen zur langfristigen 






